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AUF EINEN BLICK 

− Wohnen stellt ein existenzielles Grundbedürfnis dar, doch die 
Möglichkeiten zu Wohnen sind gesellschaftlich ungleich verteilt, 
zum Teil mit erheblichen sozialen Folgen. 

− Wohnen wird seit Jahren für immer größere 
Bevölkerungsschichten zur Herausforderung. Mit der Zunahme an 
Wohnungslosigkeit sowie unsicheren oder unzumutbaren 
Wohnformen werden wohnungs- und sozialpolitische Ziele 
zunehmend verfehlt. 

− Die sozialwissenschaftliche Literatur beschäftigt sich hauptsächlich 
entweder mit Wohnungspolitik oder Sozialpolitik, die Schnittstelle 
zwischen den beiden Feldern rückt dabei nur selten in den Fokus 
der Forschung. 

− Es bedarf mehr und konkret auf die Schnittstelle von Wohnungs- 
und Sozialpolitik fokussierte Forschung. 
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ZUSAMMENFASSUNG 

Durch immer weiter steigende Mietpreise, prekäre Wohnverhältnisse 

zum Teil bis tief in die Mittelschicht und eine Zunahme an 

Wohnungsnotfällen gewinnt die Frage des Wohnens zunehmend an 

Bedeutung, auch in den Sozialwissenschaften. In dieser Studie wird 

zunächst skizziert, wie Wohnen soziologisch betrachtet werden kann, 

um anschließend Wohnungs- und Sozialpolitik zu definieren, diese für 

heuristische Zwecke zu untergliedern und schließlich systematisch den 

Stand der Literatur an der Schnittstelle von Wohnen und Sozialem 

aufzuzeigen. Die Studie schließt mit fünf Thesen und dem Fazit, dass 

es erhebliche Wissenslücken zu schließen gilt. 

 

ABSTRACT 

Due to ever-increasing rental prices, precarious housing conditions 

affecting even parts of the middle class, and an increase in 

homelessness, the political issue of housing has become increasingly 

important, also in the social sciences. This study first outlines how 

housing can be viewed sociologically, followed by a succinct definition 

of housing and social policy, an analytical categorization of these 

policies’ characteristics, and finally a systematic overview of the state 

of the literature at the interface of housing and social policy. The study 

closes with five theses and the conclusion that considerable gaps in 

knowledge need to be closed. 
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1 Wohnen – die neue Soziale Frage: 
Einleitung und Überblick1 
 

„Wohnen gehört zu den existenziellen Grundbedürfnissen des Menschen. Sorgenfreies 

Wohnen jedoch ist keine Selbstverständlichkeit mehr“, so führt Siegfried Frech (2019, S. 86) 

das Schwerpunktheft von Bürger & Staat der Landeszentrale für politische Bildung Baden-

Württemberg zum Thema Wohnen ein. Dieses Zitat trifft nicht nur den aktuellen Zeitgeist, 

dass Wohnen zu der neuen sozialen Frage geworden ist, sondern verdeutlicht, dass Wohnen 

und Soziales, Wohnraumversorgung und soziale Teilhabe, Wohnungspolitik und Sozialpolitik 

eng miteinander verflochten sind. Doch wie genau und in welchen (ausdifferenzierbaren) 

Feldern? Wie untersucht die sozialwissenschaftliche Forschung die wechselseitigen 

Zusammenhänge zwischen Wohnungs- und Sozialpolitik? Und welche Fragen hat die 

einschlägige Literatur bislang noch nicht gestellt oder nur unzureichend beantwortet? 

In dieser Expertise sollen diese Fragen bearbeitet werden, um den 

Entwicklungsstand in der Forschung abzubilden und damit auch zukünftige 

Forschungsagenden zu identifizieren. Eine vollumfängliche Bestandsaufnahme dieses 

komplexen Forschungsfeldes, das von zahlreichen Disziplinen bearbeitet wird – von der 

Soziologie über die Politik-, Rechts-, Wirtschafts- und Kulturwissenschaften bis hin zu 

Humangeografie und Sozialer Arbeit – kann im Kontext dieser Kurzexpertise kaum möglich 

sein. Daher stellt diese Expertise eine selektive, vor allem auf die Sozialwissenschaften 

Politikwissenschaft, Soziologie und Stadtgeografie fokussierte Sichtung dar, ohne dass ein 

Anspruch auf Vollständigkeit erhoben werden kann. 

Neben einer auf Stichworten basierten Globalrecherche (via google scholar), die 

auch Bücher und Sonderhefte umfasst, wurden die folgenden Zeitschriften der Jahrgänge 

(2018–2023) systematisch (Heft für Heft) gesichtet: 

 

Zeitschriften mit sozialpolitischem Inhalt Zeitschriften mit wohnungspolitischem 

Inhalt 

− Berliner Journal für Soziologie 

− Prokla. Zeitschrift für kritische 

Sozialwissenschaft 

− Sozialer Fortschritt 

− Zeitschrift für Sozialreform 

 

− American Review of Political Science 

− American Sociological Review 

− Critical Social Policy 

− European Journal of Homelessness 

− European Journal of Social Policy 

− Journal of Social Policy 

− Social Policy and Administration 

− Social Policy and Society 

− Geographische Zeitschrift 

− sub\urban. zeitschrift für kritische 

stadtforschung 

 

 

 

− Housing Studies 

− Housing, Theory and Society 

− Urban Studies 

 

 

Der Aufbau der Expertise stellt sich wie folgt dar: Im verbleibenden Teil dieses ersten Kapitels 

werden zunächst die zentralen Begriffe Wohnen, Wohnungspolitik und Sozialpolitik definiert. 

 

1 Ich bedanke mich herzlich für die Bereitschaft von Anne Vogelpohl, Eoin O’Sullivan, Michael Mießner und 

Michael Opielka, an einem 30-minütigen Experteninterview teilzunehmen und wichtige Impulse zu geben. Dank 

geht auch an Merve Eryoldas und Christian Hinrichs für die Kommentierung der Rohfassung der hier vorliegenden 

Studie. 
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Das Kapitel schließt mit einer synoptischen Darstellung der Wechselwirkungen von 

Wohnungspolitik und Sozialpolitik. 

In Kapitel 2 wird dann auf die wichtigsten Entwicklungen bzw. deren Interpretationen 

in der wohnungspolitischen Literatur eingegangen, stets mit dem Fokus zur Schnittstelle 

Soziales bzw. Sozialpolitik. Es wird hierbei deutlich, dass die Forschung zu Wohnungspolitik 

sehr wohl den Bezug zur Sozialpolitik sucht, da nicht nur ein „Marktversagen“2 (Holm 2021a) 

vorliegt, sondern auch der Sozialstaat zunehmend darin versagt, einkommensschwache 

Haushalte und vulnerable Gruppen mit angemessenem (sozialem) Wohnraum zu versorgen. 

Heuristisch werden drei Schnittstellen zwischen Wohnungspolitik und Sozialpolitik 

unterschieden: (1) der Staat als Direktversorger von Wohnraum (Objektförderung), (2) der 

Staat als Kompensator bei Mieten, die für einkommensschwache und benachteiligte 

Haushalte nicht mehr bezahlbar sind (Subjektförderung) und (3) der Staat als Regulator 

von Mietverhältnissen, Mietpreisen sowie Flächennutzung, Bebauung und Erwerb. Das 

zweite Kapitel schließt mit einer kurzen Abhandlung der Folgen dieser Markt- und 

Politikentwicklungen. 

In Kapitel 3 geht es um die Schnittstelle zur Wohnungspolitik aus sozialpolitischer 

Perspektive. Dieses Kapitel beginnt mit der Frage der Prävention bzw. dem Umgang mit 

Wohnungsnotfällen, betrachtet dann Wohnen in Sonderwohnformen als sozialpolitische 

Interventionsform und schließt mit einem kurzen Abriss zum Thema Wohnen mit oder trotz 

Pflegebedarf. Insgesamt zeigt der Überblick, dass Wohnen in der sozialpolitischen Literatur 

zwar mitgedacht, selten aber explizit im Zentrum der sozialpolitischen Forschung steht. 

In Kapitel 4 wird ein Fazit in Form von fünf Thesen gezogen, die jeweils auch 

zukunftsweisende Forschungsvorhaben identifizieren. 

 
  

 

2 Ob es sich hierbei um „Marktversagen“ handelt, soll kritisch hinterfragt werden, denn der Markt orientiert sich an 

Profiten und nicht an menschlichen Bedürfnissen und diese wurden für Investor*innen zweifelsohne in großem Stil 

zumindest in der Niedrigzinsphase generiert. 



Schnittstelle Wohnungs- und Sozialpolitik 2024 / 1 5 

1.1.  GRUNDLAGEN: VOM ALLTAG DES WOHNENS UND 
DESSEN SOZIALEN FOLGEN 

Um die Wechselwirkungen zwischen Sozial- und Wohnungspolitik zu verstehen, muss 

zunächst geklärt werden, was das so alltäglich klingende ‚Wohnen‘ alles umfasst. Für rein 

heuristische Zwecke soll Wohnen in drei Funktionen des alltäglichen Lebens unterteilt 

werden, wobei sich die Bereiche in der Praxis auch überschneiden können: (1) funktionales 

Leben, (2) emotionales Leben und (3) soziales Leben. 

 

1.2. FUNKTIONALES WOHNEN – EIN DACH ÜBER DEM 
KOPF 

Wohnen bietet zunächst ganz praktisch und rational gedacht einen Raum, der Schutz vor 

Wind und Wetter, vor Tieren, vor Fremden, vor unbefugtem Eindringen und letztlich auch vor 

dem Staat bietet. Über einen eigenen Wohnraum zu verfügen, erlaubt es, die Welt ‚draußen 

zu lassen‘, die Haustüre (und Fenster) zu schließen, sich in den eigenen vier Wänden 

aufzuhalten und sich damit physisch und rechtlich vom öffentlichen Raum abzugrenzen. 

Wohnen gestattet es, Privatheit zu erleben, sich zu regenerieren und zu reproduzieren, bietet 

Zugang zu Wasser, Wärme, Energie und Telekommunikation. Wohnraum bietet die 

Möglichkeiten für Körperpflege und Hygiene, zu schlafen und sich zu erholen, sich mit 

Nahrung zu versorgen (Lagerung, Kühlung, Zubereitung) und seine persönlichen (Wert-

)Gegenstände aufzubewahren – inklusive wichtiger Unterlagen und Dokumente (vgl., Ludwig-

Mayerhofer et al. 2001, S. 281, Müller 2018, S. 178). 

Im Umkehrschluss muss daraus geschlossen werden, dass wer nicht wohnt, 

inadäquat wohnt oder in Abhängigkeit von anderen wohnt, all diese existenziellen 

Bedürfnisse nicht, nur eingeschränkt oder nur mit großem Aufwand verbunden befriedigen 

kann (Protschky 2023). Es überrascht daher kaum, dass Georg Simmel bereits zu Beginn des 

20. Jahrhunderts Obdachlosigkeit als das „extremste Phänomen der Armut“ bezeichnet hatte 

(Simmel 1908, S. 373). 

 

1.3. EMOTIONALES WOHNEN – „WER WOHNT, IST – OB ER 
WILL ODER NICHT – IMMER AUCH AUF EMOTIONALE 
WEISE IN SEIN HERUM VERSTRICKT“3  

Wer wohnt, richtet sich ein und dieses Sich-Einrichten erfüllt nicht nur praktische (funktionale) 

Zwecke, sondern dient auch der Entfaltung persönlicher Vorlieben, sprich welche Möbel, 

welches Geschirr, welche Sanitärobjekte als „schön“ angesehen werden und wie man eine 

gute Wohnatmosphäre mit Bildern, Skulpturen, Fotos und anderen dekorativen 

Gegenständen schafft (Hasse 2019, S. 89). Neben diesen Aspekten dient die Wohnung auch 

als Raum für „individuelle Entfaltung“ (Gillich 2020, S. 7) – man kann mit anderen Menschen 

gemeinschaftlich wohnen, häufig als Familie oder einer vergleichbar intensiv emotionalen 

Beziehung, man kann Intimsphäre erleben oder man lädt Freundinnen und Freunde ein 

(Ludwig-Mayerhofer et al. 2001, S. 274). Wohnen ist ein Ausdruck des Selbst, beeinflusst die 

eigene Identität und prägt die Biografie (Knabe 2016). Durch das Miteinander in und um die 

Wohnung herum vollzieht sich damit auch eine Entwicklung vom „Einwohner zum Anwohner“, 

man wird vom Objekt der Meldebehörden zum Subjekt in der Nachbarschaft (Hasse 2019, 

S. 89). 

Auch hier gilt im Umkehrschluss: Wer keinen (angemessenen) Ort für sich hat, dem bleibt 

Privatheit, Geselligkeit und Intimität verwehrt oder der muss sich und seine Verletzlichkeit in 

 

3 Das Zitat stammt von Hasse 2019, S. 89. 
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der Öffentlichkeit zwangsläufig zur Schau stellen. Gesellschaftlich gesehen, arbeitete der 

Soziologie Pierre Bourdieu an dieser Stelle passend heraus, dass sich die Möglichkeiten und 

das Ausmaß individueller Raumnahme als Spiegelbild der gesellschaftlichen Positionen 

verstehen lassen können – und demzufolge hat eine Person, die Wohnungslosigkeit erfährt, 

„sozusagen keine gesellschaftliche Existenz“ (Bourdieu 1998, S. 161). 

 

1.4. SOZIALES LEBEN – „SAG MIR, WO DU WOHNST, UND 
ICH SAG DIR, WER DU BIST“4 

Um wohnen zu können, benötigt man finanzielle Ressourcen: ein regelmäßiges Einkommen 

(um die Miete und Nebenkosten finanzieren zu können) sowie eine gewisse Rücklage, um 

sich beispielsweise die Kaution, einen Umzug oder unerwartete Schäden und 

Ersatzbeschaffungen leisten zu können. Über diese finanziellen notwendigen Ressourcen 

hinaus können aber auch soziale und kulturelle Ressourcen, wie beispielsweise Status, 

Bildung, Einfluss, soziale Netzwerke und askriptive Merkmale (beispielsweise Geschlecht 

oder Hautfarbe) bei der Wohnungssuche oder gar beim Immobilienkauf relevant werden. Die 

Chancen, gut zu wohnen, sind demnach sozial ungleich verteilt und ressourcenärmere bzw. 

gesellschaftlich schlechter positionierte Gruppen können folgenreiche Benachteiligungen 

erfahren (Zamzow und Krahl 2020). Oder anders ausgedrückt: Personen oder Haushalte, die 

aufgrund ihrer Klasse, Herkunft oder ethnischen Zugehörigkeit diskriminiert werden, werden 

„aufgrund der strukturierenden Kraft eines selektiven Wohnungsmarktes in seine unteren 

Segmente verwiesen sowie in prekäre, ungesicherte Wohnverhältnisse oder in die 

Obdachlosigkeit gezwungen“ (Diebäcker 2020, S. 24). Fazit: „die Reichen wohnen, wo sie 

wollen, die Armen, wo sie müssen“ (Häußermann 2007, S. 463). 

Wenn soziale Gruppen, die über wenige Ressourcen verfügen, im städtischen Raum 

konzentriert wohnen, werden in diesen Quartieren drei „Kontexteffekte“ wirksam: Es gibt 

erstens Sozialisationseffekte, die durch das im Quartier vorherrschende Milieu 

hervorgebracht werden, „dem sich auch diejenigen nicht entziehen können, die ihm bisher 

nicht angehörten“ (Häussermann und Kronauer 2009, S. 121). Grundannahme dabei ist, dass 

ein Leben in benachteiligten Quartieren langfristig dysfunktional auf das Individuum wirkt und 

ein von den Normen der Mehrheitsgesellschaft abweichendes Verhalten hervorrufen kann, 

um zumindest kurzfristig die eigene Lebensqualität zu verbessern (Keller 1999, S. 123). 

Friedrichs und Blasius beispielsweise fassen ein solches Milieu wie folgt zusammen: In 

benachteiligten Quartieren finden sich  

 

überdurchschnittliche Anteil(e) von Haushalten, die Sozialhilfe erhalten; 

überdurchschnittliche Anteil(e) von Arbeitslosen; […] niedrige Schulbildung (hoher Anteil von 

Schulabbrechern); hohe Kriminalität; überdurchschnittlicher Anteil von Teenagern mit Kind 

(Friedrichs und Blasius 2000, S. 21).  

 

Es gibt zweitens Lebensqualität einschränkende strukturelle Effekte aufgrund der physisch-

baulichen Merkmale des Quartiers. Dazu zählen neben schlecht ausgestatteten Wohnungen 

auch die Verwahrlosung der Gebäude selbst und die Vermüllung der Flure und 

Außenbereiche, die unattraktive Lage (beispielsweise an breiten, viel befahrenen Straßen 

oder Bahngleisen, nahe Industrie, Recycling- oder Klärwerken, Deponien etc.) und die häufig 

fehlende Infrastruktur vor Ort (Konsum-, Verkehrs-, Kultur- oder Dienstleistungsangebote) 

(Häussermann und Kronauer 2009, S. 121). Und drittens finden sich stigmatisierende Effekte 

auf die Bewohnenden aufgrund des negativen, nach außen wirkenden Images des Quartiers, 

bzw. nach innen wirkende Effekte, die das Selbstwertgefühl der Bewohnenden negativ 

beeinflussen. In der Konsequenz werden dann also „[a]us benachteiligten Quartieren […] 

 

4 Das Zitat stammt von Reutlinger 2018, S. 125. 
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benachteiligende Quartiere“ (Häussermann und Kronauer 2009, S. 114): Soziale 

Teilhabemöglichkeiten werden eingeschränkt, Segregations- und Exklusionsprozesse 

verstärkt und Möglichkeiten des sozialen Aufstiegs massiv eingeschränkt (Wacquant 2018, 

Rinn 2018). 

 

 

2 Wohnungs- und Sozialpolitik: 
Begriffsdefinitionen und 
Wechselwirkungen 

2.1. WOHNUNGSPOLITIK 

Die Versorgung mit Wohnraum ist „eine zentrale staatliche Aufgabe“ (Hasse 2019, S.  88), 

wobei im deutschen Grundgesetz kein explizites ‚Recht auf Wohnen‘ verankert ist. 

Nichtsdestotrotz legt bereits die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Vereinten 

Nationen vom 10. Dezember 1948 in Artikel 25 (1) fest (fett nicht im Original): 

 

Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit 

und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung 

und notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von 

Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem 

Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände. 

 

Der Staat versucht dieser Verpflichtung durch seine öffentliche Wohnungspolitik5 

nachzukommen, welche ich wie folgt definieren möchte: 

 

Wohnungspolitik umfasst die gesetzlich geregelten, behördlich überwachten und staatlich 

finanzierten bzw. subventionierten Instrumente, Programme und Regelungen, die sich auf 

die Wohnraumversorgung – inklusive Neubau, Sanierung und Modernisierung von 

Bestand – der Bevölkerung beziehen. 

 

Bereits bei dieser definitorischen Betrachtung wird deutlich, dass Wohnungspolitik einerseits 

die gesamte Bevölkerung berührt und schwer von anderen Politikfeldern wie beispielsweise 

Bau- und Stadtentwicklung, Familien- und Finanzpolitik abzugrenzen ist. Andererseits, und 

um diesen Bezug soll es in dieser Expertise gehen, ist Wohnungspolitik auch ein zentraler 

Bestandteil des Wohlfahrtsstaates – vor allem, wenn man bedenkt, dass gerade 

einkommensschwache Haushalte einen Großteil ihres verfügbaren Einkommens für die Miete 

und Mietnebenkosten aufwenden müssen und eine Benachteiligung auf dem Wohnungsmarkt 

mit schweren sozialen Folgen einhergehen kann. 

 

Bei der Förderung der Wohnraumversorgung von einkommensschwachen Haushalten wird 

dabei zwischen Objektförderung (staatliche Förderung des Wohnungsbaus oder des 

Erwerbs einer Immobilie zur Selbstnutzung) und Subjektförderung (staatliche 

Transferzahlungen für Individuen, die sich auf dem Wohnungsmarkt nicht ausreichend 

versorgen können) unterschieden. Neben der Objekt- bzw. Subjektförderung wirkt der Staat 

 

5 Selbstverständlich gibt es auch verbandliche Wohnungspolitik (s. Frech 2019, S. 86), so wie es auch betriebliche 

Sozialpolitik gibt. Für diesen Überblick beschränke ich mich aber auf die staatlichen Interventionen im Sinne einer 

‚public policy‘. Zudem gibt es genossenschaftlichen und gemeinnützigen Wohnungsbau, der aber in den 

gesichteten Quellen nur marginal, wenn überhaupt, erwähnt und untersucht wird.  
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aber auch durch Marktregulierung wie beispielsweise den Kündigungsschutz (um vor 

willkürlicher Entmietung zu schützen) oder Regelungen zur Festsetzung von Mieten oder 

Mietobergrenzen. 

Die gesetzliche Zuständigkeit für Wohnungspolitik inklusive der Subjektförderung in 

Form des Wohngelds obliegt in Deutschland seit 2021 dem Bundesministerium für Wohnen, 

Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB). Auch in den meisten anderen Ländern innerhalb 

der Europäischen Union obliegt die Wohnraumversorgung (‚housing policy‘) Bau- und nicht 

Sozialministerien (Weishaupt und Hinrichs i. E. 2024). 

 

2.2. SOZIALPOLITIK 

Der deutsche Sozialstaat soll „dazu beitragen, ein menschenwürdiges Dasein zu sichern […] 

und besondere Belastungen des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuwenden oder 

auszugleichen“ (SGB I, § 1). Ähnliche Formulierungen finden sich auch in anderen 

Wohlfahrtsstaaten. Der Staat verpflichtet sich also, ein menschenwürdiges Mindestmaß – wie 

auch immer definiert – an sozialem Schutz und gesellschaftlicher Teilhabe durch 

Interventionen zu ermöglichen. Analog zur obigen Definition von Wohnungspolitik definiere 

ich Sozialpolitik wie folgt: 

 

Sozialpolitik umfasst alle gesetzlich geregelten, behördlich überwachten und staatlich 

finanzierten bzw. subventionierten Instrumente, Programme und Regelungen mit dem 

Ziel, Bürger*innen vor sozialen Risiken zu schützen, einen adäquaten Lebensstandard zu 

sichern bzw. diese zu einem solchen zu befähigen und soziale Teilhabe zu ermöglichen. 

 

Aus dieser Definition folgt, dass neben der Sozialversicherung (‚social insurance‘) und 

Sozialhilfe (‚social assistance‘) auch weitere soziale Dienstleistungen (beispielsweise 

Gesundheitsversorgung) und Regulierungen (beispielsweise Arbeitsschutz) zur Sozialpolitik 

zählen. Auch zahlreiche wohnungspolitische Maßnahmen lassen sich in der Sozialpolitik 

finden. Diese umfassen zum einen Transferleistungen, die das Unterhalten oder Erhalten von 

Wohnraum ermöglichen sollen. Dazu gehört beispielsweise in Deutschland die Übernahme 

der Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU), die Übernahme von Miet- oder 

Energieschulden zur Vermeidung von Zwangsräumungen oder – unter bestimmten 

Voraussetzungen – der Erhalt der Wohnung durch Mietübernahme bei kurzzeitigen 

Haftstrafen. Zum anderen zählen aber auch ambulante und stationäre Dienstleistungen dazu, 

durch deren Umsetzung bestimmte Personen ambulant unterstützt, (temporär) institutionell 

untergebracht oder die sogenannte ‚Wohnfähigkeit‘ erhalten oder erreicht werden soll. Dazu 

zählen neben genuin sozialpolitischen Angeboten für Menschen in besonderen Lebenslagen 

(nach SGB XII, § 67) auch gesundheitspolitische Angebote wie die Eingliederungshilfe auf 

Grundlage des Bundesteilhabegesetzes, Unterstützung bei psychischen Auffälligkeiten oder 

Suchterkrankungen oder ambulante bzw. stationäre Pflege, Maßnahmen der Jugendhilfe 

(Kinder- und Jugendheime, Unterstützung von Care Leavers etc.) oder die Bereitstellung von 

Wohnraum für Personen mit spezifischen Bedarfen bzw. in besonderen Lebenslagen (wie 

beispielsweise gewaltbetroffene Frauen in Frauenhäusern oder Geflüchtete im Aufnahme- 

und Unterbringungssystem). 

Wie dieser kurze Überblick bereits zeigt, gibt es zahlreiche Wechselwirkungen zwischen 

Wohnungspolitik (Wohnraumversorgung einkommensschwacher oder benachteiligter 

Personen) und Sozialpolitik (Sicherung eines adäquaten Lebensstandards), die sich in allen 

biografischen Momenten finden lassen: von der Kindheit (Wohnen als Grundlage für eine 

gesunde Entwicklung) über das Erwachsenenalter (Existenzsicherung und soziale Teilhabe) 

bis ins hohe Alter (Barrierefreiheit, Pflege, medizinische Versorgung). Wohnen stellt dabei 

eine zentrale Grundlage für ein menschenwürdiges Leben dar. Obdachlosigkeit oder Nicht-
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Wohnen, unzumutbares, unsicheres und/oder mietvertraglich nicht abgesichertes Wohnen 

und Wohnen in benachteiligten Sozialräumen kann schwerwiegende soziale Folgen mit sich 

bringen (die dann wiederum – so der gesellschaftliche Anspruch – sozialpolitisch bearbeitet 

werden müssen): Neben extremer Armut gehören negative gesundheitliche Folgen, ein 

höheres Risiko, Gewalt zu erfahren, soziale Ausgrenzung, Stigmatisierung sowie 

eingeschränkte Teilhabemöglichkeiten – vom Zugang zu Bildung und Erwerbstätigkeit bis hin 

zur Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt – dazu. In der nachfolgenden Abbildung werden 

die einzelnen Teilbereiche, in denen Wohnen, Wohnraumversorgung und Sozialpolitik 

zusammenspielen, visualisiert. 

 

Abbildung 1: Zusammenhänge von Wohnen, Wohnraumversorgung und 

Sozialpolitik 

 

 

 

 

Einen weiteren, indirekten Aspekt der wechselseitigen Beziehungen zwischen Wohnungs- 

und Sozialpolitik stellen zunehmend Maßnahmen des Klimaschutzes dar. Auflagen für 

Neubauten und Sanierungsanforderungen lassen Mieten deutlich höher ansteigen, als dies 

durch Dämmung bei den Nebenkosten wieder eingespart werden kann. Gerade in bereits 

angespannten Wohnungsmärkten verschärft sich dadurch das Problem der 

Wohnraumversorgung für einkommensschwache Haushalte. Soziale Ziele und 

Klimaschutzziele geraten so in einen Zielkonflikt, der ohne staatliche Interventionen kaum 

lösbar erscheint (Müller 2018, S. 180, Arendt et al. 2023). Auf diesen Aspekt wird in dieser 

Expertise allerdings nicht weiter eingegangen, da dieser bereits Gegenstand einer DIFIS-

Studie war (Bohnenberger 2022). 

 

 

3 Wohnungspolitik an der Schnittstelle zu 
Sozialpolitik: Wohnraumversorgung für 
einkommensschwache und/oder 
benachteiligte Personen und Haushalte 

Wenn man Wohnungspolitik als die Aufgabe des Staates zur Sicherung der 

Wohnraumversorgung versteht, dann lassen sich an der Schnittstelle zur Sozialpolitik die 

folgenden drei Rollen des Staates identifizieren: (1) der Staat als direkter Förderer von 

Wohnungsbau (Objektförderung), (2) der Staat als Kompensator bei fehlenden 
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Möglichkeiten der individuellen Wohnraumversorgung (Subjektförderung) und (3) der Staat 

als Regulator (von Wohnungsbau, Mietpreisen und Mietverhältnissen). 

 

3.1. DER STAAT ALS FÖRDERER (SOZIALEN) 
WOHNUNGSBAUS 

In dieser Literatur argumentieren vor allem Soziolog*innen und Stadtgeograf*innen, dass sich 

Wohnungspolitik in Europa während der ersten Jahrzehnte nach Ende des Zweiten 

Weltkriegs dadurch auszeichnete, dass es ihre Aufgabe war, große Bevölkerungsteile 

(inklusive der Mittelschicht) mit Wohnraum zu versorgen (Müller 2018, S. 178, Hentschel 

2019, Heeg 2020, S. 3, Scanlon et al. 2014, S. 1).6 Sozialer Wohnungsbau war dabei 

zentraler Bestandteil, auch wenn der Staat nicht immer selbst Eigentümer war, sondern 

alternativ auch den Bau von (Sozial-)Wohnungen (oder den Erwerb von Wohnraum, v. a. in 

Südeuropa) durch Subventionen oder andere Anreize gefördert hatte (Scanlon et al. 2014, 

S. 1). Einige Wissenschaftler*innen versuchen hierbei die Literatur zu ‚welfare regimes‘ 

(Esping-Andersen 1990) und ‚housing regimes‘ (Kemeny 1995) systematisch in Verbindung 

zu setzen (Arbaci 2019, Benjaminsen und Andrade 2015, Stephens 2020, Norris 2020, 

Clapham 2018). Dabei zeichnen sich traditionell die Länder mit konservativ-

komparatistischen Wohlfahrtsstaaten durch einen ausgeprägten, nach Einkommen 

ausdifferenzierten privatwirtschaftlichen Mietwohnungsmarkt aus – als ‚unitary housing 

regime‘ bezeichnet –, während liberale Länder ein geteiltes oder ‚dualist housing regime‘ 

charakterisiert (Wohnraum in Privatbesitz von mittleren bis hohen Einkommen und einen 

privatwirtschaftlich und sozialpolitisch organisierten, residualen Wohnungsmarkt für geringe 

Einkommen). Die südeuropäischen (konservativen) Länder fallen dabei dadurch auf, dass ein 

hoher Anteil an Privatbesitz auch für geringe Einkommen durch staatliche Förderung 

ermöglicht wurde, während die nordischen (sozialdemokratischen) Wohlfahrtsstaaten 

aufgrund eines hohen Anteils an Sozialwohnungen eher segregierte ‚housing regimes‘ 

aufweisen (Friesenecker und Kazepov 2021, S. 79). 

Seit spätestens den 1980er-Jahren begann sich der Staat als Förderer des Baus oder 

als Eigentümer von sozialem Wohnraum in westlichen Demokratien immer mehr 

zurückzuziehen (Holm 2021a, Lee et al. 2022, S. 1741, Rink 2021, o. V. 2018).7 Die OECD 

kalkuliert entsprechend, dass öffentliche Ausgaben für Wohnungsbau von 0,17 % im Jahr 

2001 auf 0,06 % im Jahre 2018 gesunken sind (OECD 2021). In Deutschland – und in Europa 

im Allgemeinen (Scanlon et al. 2014) – sahen die Regierungen die Wohnungsfrage nicht nur 

als gelöst an (Rink 2021, S. 10), auch dominierten neoliberale Rationalitäten vielerorts 

politische Entscheidungsprozesse (Belina et al. 2013, Holm 2021b, Heeg 2020). Folglich 

wurde die Objektförderung sukzessive abgebaut und anstelle dessen auf 

privatwirtschaftliche, marktkonforme Lösungen gesetzt.8 

In Deutschland wird dieser Paradigmenwechsel beispielsweise im 

Wohnraumfördergesetz (WoFG) der rot-grünen Bundesregierung von 2001 deutlich, welches 

den sozialen Wohnungsbau durch das Konzept der sozialen Wohnraumförderung ersetzte 

(Müller 2018, S. 179). Zielgruppe der Wohnungspolitik waren nun explizit „Haushalte, die sich 

am Markt nicht angemessen versorgen können“ (§ 1 WoFG). Durch die Föderalismusreform 

von 2006 kam hinzu, dass Bund und Länder verstärkt die Verantwortung zur Bereitstellung 

von Wohnraum an die Kommunen abgaben, die wiederum aufgrund von Haushaltsproblemen 

vielerorts an ihre Grenzen der Leistungsfähigkeit gekommen waren (Grohs und Zabler 2021, 

 

6 Für einen Überblick der Diskussion darüber, wie ‚social housing‘ in der Literatur definiert wird, s. Hansson und 

Lundgren (2019). 

7 Eine oft erwähnte Ausnahme stellt dabei die Stadt Wien dar, die einen hohen Anteil an sozialem Wohnraum 

erhalten hat. Kritik findet sich in Wien hinsichtlich der Vergabepraktiken (Friesenecker and Kazepov 2021). 

8 In Deutschland wurde in den späten 1980er-Jahren auch die Gemeinnützigkeit abgeschafft (Heeg 2020, Holm 

2021b). 
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S. 37). Eine aktuell deutlich sichtbare Folge ist die Reduzierung freiwilliger Aufgaben und 

öffentlicher Investitionen, die dann auch Soziales wie beispielsweise die Wohnungslosenhilfe, 

Seniorenangebote oder die soziale Stadtentwicklung treffen (Grohs und Zabler 2021, S. 39). 

Hinzu kommt, dass – zumindest in Deutschland – Sozialpreisbindungen von 

privatwirtschaftlichem, aber staatlich subventionierten Wohnraum nach i. d. R. zehn bis 

20 Jahren auslaufen und dadurch der Bestand an Sozialwohnungen kontinuierlich sinkt (Holm 

2021a). Im Ergebnis haben Kommunen ohne eigenen Wohnraum kaum noch 

Steuerungsmöglichkeiten im Umgang mit der sich seit geraumer Zeit immer dringlicher 

stellenden Frage der Wohnraumversorgung für einkommensschwache Haushalte oder gar 

von Wohnungslosigkeit betroffene Personen (s. auch Hentschel 2019, S. 84). 

In jüngerer Zeit haben Politikwissenschaftler*innen und Soziolog*innen daraufhin 

damit begonnen, zu untersuchen, wie Kommunen in Deutschland und im internationalen 

Vergleich versuchen, durch wohnungspolitische Maßnahmen neuen bezahlbaren und/oder 

sozialen Wohnraum zu schaffen oder existierenden sozialen Wohnraum zu erhalten (bspw. 

Egner und Kayser 2023, Cooper und Kurzer 2023, Kadi und Lilius 2022, Marquardt und 

Glaser 2023, Rink und Egner 2022). Dabei wird deutlich, dass nicht jeder ‚bezahlbare‘ 

Wohnraum auch ‚sozialer‘ Wohnraum ist, da Wohnraum nicht nur für bedürftige 

Leistungsbezieher*innen geschaffen werden soll, sondern auch für Erwerbstätige mit 

geringen oder mittleren Einkommen, die sich aufgrund steigender Mieten auf dem 

privatwirtschaftlich organisierten Wohnungsmarkt nicht länger selbst versorgen können. Der 

direkte Bezug zu Sozialpolitik ist somit nicht immer deutlich erkennbar. 

 

3.2. DER STAAT ALS KOMPENSATOR VON 
MARKTENTWICKLUNGEN 

Während die Literatur den Themenbereich Objektförderung/sozialer Wohnungsbau relativ gut 

abdeckt, finden sich deutlich weniger Veröffentlichungen im Bereich der Subjektförderung. 

Die Form der Subjektförderung unterscheidet sich dabei zwischen den Ländern sowohl in 

ihrer institutionellen Ausgestaltung als auch in der Höhe der Leistungen. In Deutschland 

unterstützt der Staat – seit den sogenannten Hartzreformen – das Wohnen durch Wohngeld9 

(für einkommensschwache Haushalte ohne Bezug von bedarfsgeprüften Grund-

sicherungsleistungen) und durch die Übernahme der Kosten der Unterkunft (KdU) als 

sozialpolitische Maßnahme für bedürftige Haushalte. Während das Wohngeld die Miete 

lediglich subventioniert, werden die KdU (bis zu einer festgelegten Mietobergrenze, die je 

nach Wohnort und Haushaltskonstellation variiert) komplett übernommen.10 In anderen 

Ländern, wie beispielsweise dem Vereinigten Königreich, sind ‚housing benefits‘ 

Bestandteil einer pauschalisierten Sozialleistung (‚universal credit‘), was dazu führen kann, 

dass bei steigenden oder sehr hohen örtlichen Mieten Leistungsbeziehende vor der Wahl 

stehen, das durch Sozialleistungen verfügbare Einkommen entweder für (steigende) Mieten 

oder für andere Güter (beispielsweise Nahrung, Kleidung, Energie) auszugeben (Pleace 

2020, S. 333). Lord Beveridge beschrieb dieses Dilemma entsprechend als „the rent problem“ 

(zitiert in Lund 2016). 

Da seit der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise die Mieten in den meisten 

europäischen Ländern deutlich schneller angestiegen sind als Löhne und Gehälter (Dewilde 

2018), hat sich die soziale Lage einkommensschwacher Haushalte nochmals verschlechtert. 

Um negative soziale Folgen bei zunehmender Inflation abzumildern, müssen daher ‚housing 

benefits‘ regelmäßig vom Staat erhöht werden. Dies kann dann aber dazu führen, dass auch 

 

9 Nach einer Reform Ende 2022 änderte sich die Bezeichnung zu Wohngeld-Plus, da sich der Kreis der 

Beziehenden deutlich ausweitete und die Leistungen erhöht wurden. 

10 Finanziert wird das Wohngeld zu 50 % vom Bund und zu 50 % von den Ländern; die Verwaltungskosten werden 

von den Kommunen getragen (Gluns 2019, S. 271). 
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Vermietende die Mieten entsprechend erhöhen und die Anpassung der staatlichen 

Leistungen dann nicht den Mietenden, sondern vor allem „den Vermieter_innen 

zugute[kommt], denn die Wohngeldzahlungen konstituieren eine von den 

Einkommensverhältnissen entkoppelte Mietzahlungskraft und sichern so höhere Erträge“ 

(o. A. 2018, ix). Ironischerweise wird damit auch das ursprüngliche Ziel der politischen 

Entscheidungsträger ad absurdum geführt, denn durch die Verlagerung von der Objekt- zur 

Subjektförderung sollten auch und gerade Kosten eingespart und damit staatliche Ausgaben 

reduziert werden. Durch die Erhöhung der Mieten stiegen aber zwangsläufig auch ‚housing 

benefits‘ und damit wiederum die staatlichen Ausgaben (Kemp 2016, S. 831). 

Aber nicht nur die Höhe der Leistungen ist relevant. Auch der Zugang bzw. die 

Zugangskriterien können ausschlaggebend für den Umfang und die Effektivität von ‚housing 

benefits‘ sein. Auf Basis von EU-SILC-Daten zeigt Kemp (2016, S. 837), dass der Anteil an 

Haushalten in Bezug von ‚housing benefits‘ in Europa stark variiert: Die Spanne reicht 

hierbei von unter 5 % aller Haushalte in Belgien, Deutschland, Griechenland, Italien, 

Österreich und Spanien bis über 20 % in Dänemark, Finnland und Irland. Aktuelle Studien, 

die diese Variation erklären oder auf die Folgen (in einer vergleichenden Perspektive) 

eingehen, ließen sich für diese Expertise nicht finden. Manche Studien beleuchten jedoch 

einzelne Länder oder thematisieren bestimmte Entwicklungen. So sind beispielsweise in den 

USA ‚housing benefits‘ kein soziales Recht (und die Finanzierung gedeckelt) und 

Bewerber*innen müssen sich mitunter auf lange Wartezeiten einstellen (Zhang und Johnson 

2023). Die ‚benefits‘ werden zudem verstärkt in Form von Gutscheinen (‚vouchers‘) 

vergeben, um Menschen, die in Sozialwohnungen mit einem hohen Stigma leben, die 

Möglichkeit zu geben, aus diesen Gegenden wegzuziehen (Kemp 2016, S. 830).11 Für 

Deutschland zeigen Henger und Niehues (2019) einen Drehtüreffekt auf: Eine Nicht-

Anpassung des Wohngelds führt dazu, dass einkommensschwache Haushalte in die 

Grundsicherung wechseln müssen und umgekehrt fallen Haushalte nach einer Erhöhung des 

Wohngelds wieder aus der Grundsicherung. Dies verursacht hohe Verwaltungskosten und 

führt zu Verständnisproblemen bei den Leistungsempfangenden (Henger und Niehues 2019, 

S. 792).12 Auf Basis von französischen Survey-Daten zeigt Flambard (2019) wiederum, dass 

die oft genutzte ‚rent-to-income ratio‘, also der Anteil des verfügbaren Einkommens, der für 

Miete aufgewendet wird, kein guter Prädiktor für finanzielle Nöte in Haushalten ist und 

‚housing benefits‘ nur ein „moderates Potenzial“ haben, um finanzielle Nöte zu mildern. 

O’Leary und Simcock (2022) wiederum argumentieren, dass die „Neoliberalisierung“ der 

britischen ‚housing benefits‘ zu mehr Wohnungsnotfällen geführt hat. 

 

3.3. DER STAAT ALS REGULATOR 

Der Staat kann drittens auch durch gesetzliche Vorgaben auf die Wohnraumversorgung 

einwirken und somit soziale Ziele verfolgen sowie verwirklichen. Ein wichtiges Instrument für 

politische Entscheidungsträger*innen sind gesetzliche Vorgaben zur Flächennutzung 

(Wohnen, Gewerbe, Begrünung etc.) und Bebauung (Größe, Barrierefreiheit bzw. -armut, 

Umwelt- und Klimaschutz etc.) (Gluns 2019). Die Möglichkeit des Milieuschutzes und der 

Erlass von Satzungen oder Verordnungen können zudem soziale Aspekte betonen und die 

angestammte Bevölkerung schützen (Dathe et al. 2021). Letztlich kann der Staat auch 

gesetzlich gegen Leerstand oder die Nutzung von Wohnraum für berufliche Zwecke 

vorgehen, um damit die Anspannung in Wohnungsmärkten zu lockern (Gluns 2019, S. 274). 

 

11 Ein negatives Stigma haben neben den ‚projects‘ in den USA beispielsweise auch die ‚banlieues‘ in Frankreich 

(Wacquant 2018). Es finden sich aber auch gegenläufige Entwicklungen, beispielsweise im Vereinigten Königreich, 

wo Investitionen in soziale ‚tower blocks‘ den Lebensstandard der Bewohnenden deutlich verbessert haben (Tunstall 

2020). 

12 Mit dem Wohngeld-Plus ist auch eine Dynamisierung der Leistungshöhe eingeführt worden, wodurch diese 

Effekte verringert werden müssten. 
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Der Bezug zur Sozialpolitik ist hierbei aber nur indirekt – es geht vor allem um die Schaffung 

oder den Erhalt von bezahlbarem Wohnraum (bspw. Rink und Egner 2020).13 

Des Weiteren kann der Staat auf regulative Instrumente wie den Kündigungsschutz 

oder Mietpreisbindungen zurückgreifen. Da aber auch diese Instrumente zur Absicherung 

breiter Schichten gedacht sind, wirken diese nicht primär auf einkommensschwache 

Haushalte (Grohs und Zabler 2021, S. 41).14 Nichtsdestotrotz haben gesetzliche 

Regulierungen direkte Auswirkungen auf Mietende und Vermietende. Mietpreisbindungen 

(beispielsweise über Mietspiegel) und Mietpreisdeckel können einerseits einen Beitrag zur 

Reduktion von Armutsrisiken leisten, da der Anteil des verfügbaren Einkommens für die Miete 

begrenzt wird (Gluns 2019). Andererseits verringern sich dadurch aber auch Anreize für 

privatwirtschaftliche Investitionen in Neubau und/oder dem Erhalt von existierendem 

Wohnraum (Dolls et al. 2021, Kholodilin und Kohl 2023). Der Kündigungsschutz bzw. der 

Umgang mit Räumungstiteln wiederum kann vor dem Wohnraumverlust schützen, aber in der 

Praxis auch zu massiven Ungleichbehandlungen führen, wie Matthew Desmond 

herausgearbeitet hat (Desmond 2016, Rutan und Desmond 2021, Hepburn et al. 2020). Hinzu 

kommt, dass in Deutschland und anderen europäischen Ländern eine Zunahme an 

Zwangsräumungen beobachtet wird (Gerull 2014, Butterwegge 2021, Lima 2020), wobei die 

Prozesse des Wohnungsverlustes bzw. dessen Vermeidung eher selten untersucht wurden 

(Berner et al. 2015, Padraic Kenna et al. 2018).15 Insgesamt findet sich vergleichsweise wenig 

Literatur zum Thema und der Bezug zur Sozialpolitik ist auch hier nur indirekt. 

Der direkte Bezug zur Sozialpolitik durch staatliche Regulierung ist hingegen bei zwei 

Instrumenten gegeben: Verpflichtende Vorgaben bzw. finanzielle Anreize zum Bau von 

Wohnungen mit einer Sozialpreisbindung und beim Erwerb von sogenannten Belegrechten 

(Zuweisung von Personen zu Wohnungen durch lokale Behörde). Während Dathe et al (2021) 

die Regulierung(-smöglichkeiten) im Allgemeinen erörtern, fand sich zu diesen Themen keine 

(vergleichende) Literatur in den gesichteten Zeitschriften. 

 

3.4. DIE (SOZIALEN) FOLGEN VON WOHNUNGSPOLITIK: 
VON KOMMODIFIZIERUNG, FINANZIALISIERUNG, 
GENTRIFIZIERUNG UND WACHSENDER 
UNGLEICHHEIT AUF DEM WOHNUNGSMARKT 

Die sozialen Folgen der in 3.1. beschriebenen Entwicklung des ‚Rückzugs‘ des Staates und 

einer ‚neoliberalen‘ Wohnungspolitik werden v. a. von der (kritischen) Stadtsoziologie und 

Stadtgeografie wie folgt zusammengefasst: steigende Mietpreise, stagnierende 

Neubauzahlen (vor allem im unteren Preissegment), Verdrängungskonflikte und neue 

städtische Spaltungen (Holm 2021a, S. 113). Warum Mietpreise kontinuierlich steigen, der 

von der Politik erhoffte Sickereffekt trotz Neubau im oberen und mittleren Preissegment nicht 

einsetzt und vor allem im unteren Mietsegment der Neubau stagniert, wird dabei durch 

marktwirtschaftliche Prozesse der Kommodifizierung (Wohnen als Wirtschaftsgut16), der 

 

13 Weitere Steuerungsmöglichkeiten ergeben sich zudem aus den steuerlichen Regelungen von 

privatwirtschaftlichen Investitionen (Hochstenbach 2023) oder durch die Regulierung von Zweit- und 

Ferienwohnungen bzw. deren Kommerzialisierung durch Unternehmen wie Airbnb (Smigiel et al. 2019). Auch die 

Regulierung des Vermietens bzw. (erlaubte) Diskriminierungspraktiken können soziale Folgen haben (Evans et al. 

2019, Horr et al. 2018, Rosen et al. 2021, Wolifson et al. 2023). 

14 Mietendeckel können zudem dazu beitragen, dass staatliche Kosten, die durch die Übernahme der Kosten für 

die Unterkunft entstehen, gedämpft werden (Grohs and Zabler 2021, S. 43). 

15 Das Erleben des Wohnungsverlustes hingegen wurde jüngst von Meuth und Reutlinger (2023) eingehend 

untersucht. 

16 Kritische Forscher*innen betonen dabei, dass Wohnen kein Konsumgut wie jedes andere ist. 

Einkommensschwache Gruppen müssen in minderwertigen, überteuerten Wohnungen leben, d.  h., die Miete spiegelt 

nicht Qualität wider; auch kann der Konsum bei Einkommensausfällen nicht kurzfristig reduziert werden; und die Miete 

stellt i. d. R. den größten Anteil des verfügbaren Einkommens dar. 
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Finanzialisierung (Immobilien als Investitionsobjekt, auch internationaler, professioneller 

Spekulanten) und Gentrifizierung (Aufwertung von Stadtteilen, die mit einer Verdrängung 

der ansässigen Bevölkerung einhergeht) erklärt (o. V. 2018). Des Weiteren arbeitet 

beispielsweise Bernd Belina heraus, warum sich Neubau im unteren Preissegment nicht 

lohnt: Aufgrund vergleichsweise hoher menschlicher Arbeitskraft und Herstellungskosten vor 

Ort sind Neubauten immer teuer. Die Profitmargen sind aber im unteren Preissegment 

deutlich geringer, da hochpreisige Wohngebäude in der Produktion nicht viel teurer als 

einfache Wohngebäude sind und Umwelt- und Klimaschutzauflagen zudem das Bauen 

verteuern, was sich wiederum in höheren Mieten niederschlägt. Zudem kann die „Ware 

Wohngebäude nicht an andere transportiert werden. Leerstehende Wohnungen in 

strukturschwachen, peripheren oder ländlichen Räumen […] ändern deshalb nichts an der 

Lage [in Groß- und Universitätsstädten]. Dass sich dort zudem Bevölkerung mit niedriger 

Zahlungsfähigkeit konzentriert, bedeute für ärmere Gruppen Wohnungsnot“ (Belina 2017, 

S. 36-37). 

Michael Mießner (2019, 2021) entwickelt das Argument von Belina weiter und zeigt 

auf, wie Studierende in Universitätsstädten aus Perspektive von Vermieter*innen als eine 

äußerst lukrative Personengruppe erscheinen, dadurch bevorzugt den Zuschlag erhalten und 

in der Folge der vergleichsweise kostengünstigere Wohnraum für benachteiligte Gruppen 

knapper wird. Aufgrund der Nutzung großer Wohnungen als Studierenden-WGs verknappt 

sich zusätzlich noch das Angebot für Familien. Ähnliche Argumente, die auf rationalen 

Marktentwicklungen basieren, finden sich für zahlreiche andere europäische Länder, wie 

beispielsweise Irland und Portugal (Lima und Xerez 2023, Lima et al. 2022) oder auch 

Spanien und das Vereinigte Königreich (Byrne 2020). 

Die sozialen Folgen dieser marktförmigen Prozesse, die Andrej Holm – mit Blick auf 

die Versorgung mit Wohnraum einkommensschwacher und benachteiligter Personen – auch 

als Kombination aus „Staatsversagen“ und „Marktversagen“ beschreibt (Holm 2021a), werden 

häufig mit einer sozialräumlichen Segregation und sozialen Spaltung in Verbindung gebracht 

(Rinn 2018, Diebäcker 2020). Neben Armut, prekären Wohnsituationen (schlechte 

Wohnqualität, Überbelegung), (ethnischer) Segregation, Diskriminierung und 

Benachteiligung nehmen auch Verteilungskämpfe zu (Kokalanova 2022, Zavisca und Gerber 

2016, Seemann 2021, Listerborn 2023). Diese Folgen erfordern wiederum sozialpolitische 

Reaktionen, wodurch sich wieder eine gemeinsame Schnittmenge zwischen (den Folgen von) 

Wohnungspolitik und Sozialpolitik ergibt (Lee et al. 2022). 

 

3.5. ZWISCHENFAZIT 

Der mit Abstand größte Teil der Literatur zu Wohnungspolitik im Sinne von 

Wohnraumversorgung untersucht diejenigen Prozesse, die dafür verantwortlich gemacht 

werden können, dass Wohnen seit ca. 2010 besonders für einkommensschwache Personen 

und Haushalte in Großstädten und Ballungsräumen immer problematischer oder gar 

verunmöglicht wurde. Während sich die Geografie und (Stadt-)Soziologie dem Thema 

Wohnraumversorgung vor allem von einer Perspektive der (kritischen) politischen Ökonomie 

nähern und die sozialen Folgen betrachten, fokussieren sich v. a. (deutsche) 

Politikwissenschaftler*innen auf kommunale Strategien der Wohnraumversorgung. Die 

unterschiedliche Ausgestaltung von ‚housing benefits‘ und deren Folgen sowie die 

sozialpolitisch motivierte Regulierung des Wohnungsmarktes werden dabei deutlich seltener 

betrachtet. Entsprechend folgert der Politikwissenschaftler Björn Egner (2020, S. 401), dass 

Wohnungspolitik ein Politikfeld ist, „das sich als relativ unübersichtlich darstellt und dabei 

sowohl starke Überlappungen mit vielen angrenzenden Politikfeldern bereithält als auch 

durch eine relativ träge Entwicklung gekennzeichnet ist.“ 
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4 Sozialpolitik an der Schnittstelle zu 
Wohnen und Wohnungspolitik: Wohnen 
als Daseinsfürsorge 

Während die (soziale und für Haushalte mit geringen Einkommen bezahlbare) 

Wohnraumversorgung die zentrale Aufgabe der Wohnungspolitik darstellt, wird der 

Zusammenhang zwischen Wohnungs- und Sozialpolitik von der Sozialpolitik ausgehend 

zweifelsohne im Kontext von Wohnungsnotfällen17, insbesondere bei Wohnungslosigkeit 

deutlich. Zudem kann Wohnen in ‚Sonderwohnformen‘, also Heimen oder heimähnlichen 

Unterkünften, entweder eine sozialpolitische Maßnahme an sich darstellen (beispielsweise 

betreutes Wohnen, Wohnen in Jugend- oder Pflegeheimen etc.), oder durch soziale Notlagen 

hervorgerufen sein (Frauenhäuser, Fachkliniken, Notunterkünfte etc.). Letztlich stellt der 

Bereich Alter bzw. Behinderung einen Bereich dar, der Wohnen und Sozialpolitik unmittelbar 

in Verbindung bringt. Nachfolgend werden diese Aspekte beleuchtet. 

 

4.1. SOZIALPOLITISCHE MASSNAHMEN ZUR PRÄVENTION 
UND ÜBERWINDUNG VON WOHNUNGSLOSIGKEIT 

Wohnungs- und Obdachlosigkeit stellen ein akutes Bedürfnis nach Wohnraumversorgung dar 

und gehen häufig mit extremer Armut, Verelendung und massiven gesundheitlichen Folgen 

einher. Gleichzeitig ist es die Aufgabe des Wohlfahrtstaates, die Daseinsfürsorge zu 

garantieren bzw. einen angemessenen Lebensstandard zu ermöglichen, was Wohnen 

unmittelbar zum Herzstück von Sozialpolitik macht (Pleace 2020, S. 341). Eine 

Zusammenfassung der gesamten Literatur zum Thema Wohnungslosigkeit würde hier 

zweifelsohne den Rahmen sprengen, weswegen hier ausschließlich die Literatur besprochen 

werden soll, die sich explizit mit Sozialpolitik beschäftigt. Während die deutschsprachige 

Literatur zu Wohnungsnotfällen stark durch Herausgeberbände von Forschenden der (oftmals 

eher) anwendungsorientierten Sozialen Arbeit (Sowa et al. i. E. 2024, Borstel et al. 2023, 

Keicher und Gillich 2013, Gillich und Keicher 2016, Sowa 2022, Gillich und Keicher 2017)18 

oder Auftragsforschung (v. a. durch die Gesellschaft für innovative Sozialforschung und 

Sozialplanung e. V. (GISS)) geprägt ist, ist die englischsprachige Literatur hingegen 

analytischer in ihrer Orientierung und deutlich häufiger in Fachzeitschriften mit Peer Review 

veröffentlicht. 

Suzanne Fitzpatrick, Peter Mackie und Jenny Wood (2021) stellen eine fünfstufige 

Typologie der Prävention von Wohnungslosigkeit vor, welche sich auch ideal dafür eignet, die 

Schnittstellen zur Sozialpolitik kenntlich zu machen und dabei zusätzlich auch die dazu 

veröffentlichte Literatur einzuarbeiten. Fitzpatrick et al. (2021, S. 82) unterscheiden dabei 

Universal-, Upstream-, Crisis-, Emergency- und Repeat-Interventionsformen zur 

Prävention oder Überwindung von Wohnungslosigkeit. 

Unter Universal-Maßnahmen werden alle diejenigen staatlichen Maßnahmen 

gefasst, die ganz allgemein die Bevölkerung vor Wohnungslosigkeit schützen sollen. Dazu 

 

17 Wohnungsnotfälle umfassen dabei Obdach- und Wohnungslosigkeit, die akute Gefahr, seinen Wohnraum zu 

verlieren, sowie unzumutbare Wohnverhältnisse. 

18 Wohnungslosigkeit ist beispielsweise selten als ein eigenständiges thematisches Panel auf den 

Jahresveranstaltungen der Deutschen Vereinigung für Politikwissenschaft oder der Deutschen Gesellschaft für 

Soziologie (DGS) vertreten. Eine Ausnahme stellt der DGS-Jahreskongress 2022 dar.  
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gehören der Schutz vor häuslicher Gewalt,19 Zugang zu Gesundheitsversorgung,20 Zugang 

zu Kinderbetreuung,21 soziale Absicherung (v. a. bei gering entlohnter Erwerbstätigkeit) und 

regionale wirtschaftliche Disparitäten (Fitzpatrick et al. 2021, 83). In der 

sozialwissenschaftlichen Literatur finden sich vor allem Studien, die sich mit 

sozialpolitischen Transferzahlungen und dem Zugang zu bezahlbarem Wohnraum 

befassen. Dabei wird die These formuliert, dass „robust welfare states and embedded poverty 

reduction strategies […] lower rates of […] homelessness“ aufweisen (Schwan et al. 2018, 

S. 12). Vor allem die nordischen Länder haben aufgrund ihrer universellen Wohlfahrtsstaaten 

ein geringeres Risiko, von Wohnungslosigkeit betroffen zu sein (Benjaminsen und Andrade 

2015, Benjaminsen 2016, Benjaminsen et al. 2020). Im Umkehrschluss zeigen Länder mit 

geringen Transferleistungen ein höheres Risiko (Shinn und Khadduri 2020), und Kürzungen 

von oder die Verschärfung der Zugangskriterien zu Sozialleistungen verschärfen das Risiko, 

wohnungslos zu werden (Fitzpatrick et al. 2021, S. 84). Ein ähnliches Argument findet sich 

auch für den staatlichen Aufwand bei der Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum: 

Investitionen in sozialen Wohnraum wie beispielsweise in Dänemark, Finnland (Schwan et al. 

2018) oder Schweden (Granath Hansson 2021) reduzieren das Risiko22, während geringe 

Interventionen oder Kürzungen das Risiko erhöhen (O’Sullivan 2022, Zhang und Johnson 

2023, Lee et al. 2021, Lee et al. 2022, O’Sullivan 2020). 

Zu den Upstream-Maßnahmen zählen alle Interventionen, die frühzeitig 

Hochrisikogruppen erreichen sollen. Zu den identifizierten Hochrisikogruppen können 

beispielsweise schulpflichtige Jugendliche gehören, die über einen an Schulen praktizierten 

Screening Survey identifiziert werden, auf den dann eine fachliche Intervention folgt. Dieses 

sogenannte Geelong-Konzept wurde erstmals in Australien angewendet, wo 

Wohnungslosigkeit unter Jugendlichen um 40 % reduziert werden konnte (MacKenzie 2018b, 

a). In Wales folgte jüngst ein das australische Konzept reproduzierendes Pilotprojekt 

(Fitzpatrick et al. 2021, S. 86). Eine weitere Hochrisikogruppe stellen Personen dar, die aus 

Sonderwohnformen entlassen werden, wie beispielsweise Haftanstalten (Remster 2021, 

Hanratty et al. 2020, Schneider 2018), Jugendheimen (Schwan et al. 2018, Glynn und Mayock 

2023, Heerde et al. 2018, Dworsky et al. 2013), Fachkliniken (Hanratty et al. 2020, Greysen 

et al. 2012) oder dem Militärdienst (Metraux und Moore 2023, Wilding 2020). Der Sozialstaat 

kann bei diesen Übergängen durch intensive und individualisierte Unterstützung das Risiko, 

wohnungslos zu werden, reduzieren (Mackie 2023, S. 15)23 oder für diese Risikogruppen 

sozialen Wohnraum zur Verfügung stellen (Baptista und Marlier 2019). 

Zu den Crisis-Interventionen zählen Maßnahmen, die die unmittelbar bevorstehende 

Wohnungslosigkeit abwenden sollen. Dazu gehört die Abwendung von Zwangsräumungen 

(s. Kapitel 3.3., oben), die Unterstützung von häuslicher Gewalt betroffener Personen, 

einmalige finanzielle Zuwendungen zur Bewältigung akuter Schuldenproblematiken, 

Umzugshilfen und rechtliche Beratung bzw. Mediation bei Konflikten zwischen Vermietenden 

und Mietenden (Schwan et al. 2018, Lee et al. 2021, S. 15, Pleace 2019, Shinn und Cohen 

2019). Im US-Kontext zeigen einige Studien, dass Sozialleistungen (Temporary Assistance 

 

19 Zum Thema häusliche Gewalt, Wohnungslosigkeit und Sozialpolitik konnte ich im Rahmen dieser Expertise 

lediglich einen Artikel ausfindig machen (Blunden and Flanagan 2022). Allerdings führt Bodenmüller (2019) aus, 

dass gerade in Deutschland problematisch sei, dass Paartherapien nicht durch die Krankenkassen übernommen 

werden, aber Wohnungslosigkeit gerade von Frauen häufig durch partnerschaftliche Konflikte ausgelöst wird. 

20 Zum Thema medizinische Versorgung finden sich Veröffentlichungen, wobei dort der Aspekt der Prävention 

nicht im Vordergrund steht (Böhm 2020, Daßler 2022). 

21 Die Zusammenhänge zwischen Kinderbetreuung und Wohnungslosigkeit erfasst Babcock durch eine 

statistische Analyse des Falls New York (Babcock 2022). 

22 Für eine kritische Perspektive der dänischen bzw. schwedischen Entwicklungen, s. Seemann (2021) bzw. 

Listerborn (2023). Für eine vergleichende, nordische Perspektive, s. Kettunen und Ruonavaara (2021). 

23 Zu den erfolgreichsten sozialpolitischen Maßnahmen gehört das US-amerikanische Programm Critical Time 

Interventions (ICT), welches beispielsweise Häftlingen bereits vor der Entlassung eine*n persönliche*n 

Fallmanager*in zuteilt, der die Übergangsphase begleitet und zudem dabei hilft, soziale Netzwerke und andere 

Ressourcen zu mobilisieren (ebd., S. 15). 
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for Needy Families, TANF) oder Zugang zu ‚vouchern‘ das Risiko einkommensschwacher 

Haushalte, wohnungslos zu werden, reduziert (Byrne et al. 2021, Solari et al. 2021) bzw. 

finanzielle Zuwendungen (auch Einmalzahlungen) die Chancen der Reintegration nach dem 

Wohnungsverlust erhöhen (Richter et al. 2021). Der Zusammenhang zwischen häuslicher 

Gewalt und dem Risiko, wohnungslos zu werden, wurde jüngst in einer Doktorarbeit 

untersucht (Jackson 2022), findet sonst aber kaum Raum in der Literatur. Dies überrascht, 

da häusliche Gewalt ein häufiger Auslöser für Wohnungslosigkeit bei Frauen darstellt (Irving-

Clarke und Henderson 2020). Insgesamt muss hier festgestellt werden, dass mit Ausnahme 

von Zwangsräumungen sich kaum aktuelle sozialwissenschaftliche Literatur findet, die 

sozialpolitische Interventionen praxeologisch betrachtet oder sozialpolitische Interventionen 

zur Überwindung von krisenhaften Momenten von denjenigen Personen, die noch in einem 

Mietverhältnis sind, international vergleicht.24 

Unter ‚emergency‘ werden sozialpolitische Maßnahmen subsumiert, die dann 

relevant werden, wenn die Wohnungs- und insbesondere die Obdachlosigkeit bereits 

eingetroffen ist. Der Fokus der Intervention liegt hierbei auf der Notunterbringung dieser 

Menschen; entweder in speziellen Notunterkünften oder in für diesen Zweck angemieteten 

Hotels, Hostels, Jugendherbergen, Pensionen etc. In der Literatur findet sich sowohl Kritik an 

dem Konzept der ‚Wohnfähigkeit‘ und dem damit einhergehenden ‚treatment first‘ bzw. 

Stufenmodell, welches postuliert, dass manche von Wohnungslosigkeit betroffene Menschen 

erst (wieder) erlernen müssen, wie man wohnt und damit von Maßnahmen ausgeschlossen 

werden, die auf ein privatrechtliches Mietverhältnis hinarbeiten (Denvall et al. 2022, Mackie 

et al. 2019, Baptista und Marlier 2019). Eine weitere Literatur übt Kritik an der 

Notunterbringung von Menschen in Mehrbettzimmern, da diese Unterbringungsform mangels 

Privatsphäre häufig mit negativen Erfahrungen einhergeht oder diese Einrichtungen von 

wohnungslose Personen erst gar nicht genutzt werden, bspw. aus Angst vor Übergriffen oder 

Diebstahl (McMordie 2021, Hinrichs und Weishaupt i. E. Januar 2024, Pleace et al. 2021, 

Humphries und Canham 2021, Keenan et al. 2021). Claudia Engelmann wiederum zeigt auf, 

dass Notunterkünfte eigentlich nur temporär genutzt werden sollten – was in der Praxis als 

Argument zur Legitimation von Mehrfachunterbringung genutzt wird –, aber in der Praxis 

wohnungslose Menschen dort zum Teil über Jahre hinweg verweilen müssen (Engelmann 

2021, Engelmann et al. 2020). Interessant ist hierbei, dass im deutschen Rechtskontext die 

Notunterbringung wohnungsloser Menschen auf kommunaler Ebene in den 

Gefahrenabwehrgesetzen der Länder (und damit im Ordnungsrecht) und nicht im Sozialrecht 

verankert ist (Weishaupt et al. i. E. 2023). 

Der fünfte und letzte Aspekt umfasst sozialpolitische Repeat-Interventionen, die eine 

Verstetigung von Wohnungslosigkeit bzw. die Wiederholung von Episoden von 

Wohnungslosigkeit vermeiden sollen. Dreh- und Angelpunkt stellt dabei in der Literatur der 

sogenannte Housing-First-Ansatz dar, der in den USA entwickelt und in Europa vor allem in 

Finnland zur Anwendung kommt. Geradezu paradigmatisch erscheint dabei die 

Umorientierung von einem konditionalen, stufenförmigen Hilfeansatz hin zu einer 

unmittelbaren und bedingungslosen Versorgung mit Wohnraum, gekoppelt mit freiwilligen 

Hilfsangeboten vor Ort (Hansen Löfstrand und Juhila 2021, Busch-Geertsema 2017a, b). Die 

Erfolgsrate ist dabei extrem hoch, auch für Personen mit multiplen und komplexen 

Hilfsbedarfen (Woodhall-Melnik und Dunn 2016). Der Ansatz zeichnet sich zudem durch 

seine Kosteneffizienz aus (Latimer et al. 2020). 

 

 

 

24 Das DFG-geförderte Projekt (441782944) versucht, diese Lücke zunächst für den deutschen Fall zu füllen. Die 

Heuristik des Projekts wurde im Herbst 2023 veröffentlicht (Weishaupt et al. 2023), der Projektband und weitere 

Zeitschriftenaufsätze sind für 2024 in Planung. 
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4.2. SONDERWOHNFORMEN 

Die für diese Expertise gesichtete sozialwissenschaftliche Literatur zu Sonderwohnformen 

mit einem spezifischen Fokus auf den Aspekt des Wohnens selbst (s. o.) oder den 

spezifischen sozialpolitischen Interventionen ist nicht sehr umfangreich. In der schematischen 

Darstellung der Literatur soll hier zwischen folgenden Sonderwohnformen unterschieden 

werden: betreutes Wohnen, Frauenhäuser und Unterkünfte für Menschen mit 

Fluchterfahrung. 

 

Betreutes Wohnen infolge von Wohnungsnotfällen 

 

In dem in 4.1. bereits angesprochenen Stufenmodell folgt auf einen Wohnungsnotfall nach 

der Unterbringung in einer Notunterkunft in einigen Fällen der Um- und Einzug in eine 

betreute Wohnform. Obgleich diese Form der Unterbringung in der Wissenschaft häufig als 

bevormundend und vom regulären Wohnungsmarkt ausschließend kritisiert wird, gibt es 

wenig Literatur zur Ausgestaltung und dem Erleben von betreutem Wohnen. Eine Ausnahme 

stellt der Aufsatz von Nadine Marquardt (2013) dar, in welchem sie systematisch aufzeigt, 

dass Formen des betreuten Wohnens „nicht einfach nur Gegenräume [sind], die 

Wohnungslosen Schutz vor repressiven Zugriffen gewähren, sondern selbst Ausdruck wie 

auch Voraussetzung eines auf Wohnungslose ausgerichteten Regierens“ sind (Marquardt 

2013, 149). Ansonsten finden sich zwar einige weitere Aufsätze zum Thema betreutes 

Wohnen, die Autor*innen stellen dabei aber eher praktische und weniger 

sozialwissenschaftliche, insbesondere soziologische oder politikwissenschaftliche Fragen 

(Weldrick et al. 2023, Burns et al. 2020, Humphries und Canham 2021, Canham et al. 2022). 

 

Wohnen und häusliche Gewalt: Frauenhäuser als Schutzorte 

 

Auch in der Literatur zu Frauenhäusern (‚battered women’s shelters‘) finden sich kaum 

Veröffentlichungen, die explizit wohnungs- oder sozialpolitische Fragen stellen. Zumindest 

auf Basis der hier gesichteten Literatur ließen sich keine neueren, also seit 2018 

veröffentlichten Studien finden, die die politischen Rahmenbedingungen zur Eröffnung oder 

Betreibung von Frauenhäusern oder die sozialpolitischen Zugangs- und 

Unterstützungsangebote untersuchen. Es gibt freilich Studien zu häuslicher Gewalt und 

Wohnungsnotfällen (Bretherton und Mayock 2021, Bullen 2021, Mayock und Neary 2021, 

Bretherton 2020, Bullock et al. 2020), Studien zur Gesundheitsversorgung von Frauen, die 

aufgrund häuslicher Gewalt wohnungslos wurden (Jagasia et al. 2023) und letztlich auch 

Studien zu Frauenhäusern. Diese haben dann jedoch andere Fragestellungen: Angelika 

Henschel beispielsweise untersucht, wie sich Kinder, die in Frauenhäusern leben, entwickeln 

(Henschel 2019, 2023), Jane Freeland untersucht, wie die Idealisierung von Heirat zu 

unterschiedlichem Umgang mit häuslicher Gewalt in Ost- und Westdeutschland führt 

(Freeland 2022), oder Catilin Burd und Kolleginnen untersuchen den Umgang mit Covid-19 

in Frauenhäusern (Burd et al. 2023). Eine Ausnahme – und damit gute Basis für weitere 

Forschung – bietet die Forschung von Anna Fischlmayr et al., die mit einer feministisch-

kritischen Perspektive die Ordnungen, Beziehungen und räumlichen Relationen von 

Frauenhäusern anhand eines österreichischen Beispiels betrachtet (Fischlmayr et al. 2018, 

siehe auch: Diebäcker et al. 2019). Aber auch in dieser Studie spielen sozialpolitische und 

wohnungspolitische Fragen eine nur untergeordnete Rolle. 

 

Unterbringung von geflüchteten Personen 
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Die (deutsche) sozialwissenschaftliche Literatur zur Unterbringung und anschließender 

Wohnraumversorgung geflüchteter Personen ist deutlich umfangreicher. Eine thematisch 

einschlägige Übersicht für den deutschen Fall bietet Franziska Werner (2020). Sie geht in 

ihrem Buchkapitel sowohl auf die historische Entwicklung der Unterbringungsformen 

geflüchteter Personen ein als auch auf aktuelle rechtliche Debatten zur Unterbringungspraxis 

sowie Fragen zu Gender, Gewalt und Architektur. Susann Thiel und Behshid Najafi (2020) 

untersuchen die Aufnahmebedingungen und Lebenssituationen von geflüchteten Frauen in 

Deutschland und arbeiten dabei mit einer kritischen Perspektive die rechtlichen Barrieren, 

Lücken im Hilfeangebot und Alltagshürden heraus. Auch Nihad El-Kayed und Ulrike Hamann 

(2018) untersuchen das deutsche Asylregime mit einem kritischen Fokus auf die rechtlich und 

praktisch produzierten Ausschlüsse, Zugangshürden und Benachteiligungen beim Zugang 

zum deutschen Sozialsystem und bei der Wohnraumversorgung (ähnlich auch Piechura 

2022). 

Die englischsprachige Forschung kommt zu ähnlich kritischen Ergebnissen unter 

Anerkennung der besonderen Hindernisse, mit denen Menschen mit Flucht- und 

Migrationsgeschichte konfrontiert sind (Baptista und Marlier 2019). Cécile Bénoliel (2020) 

untersucht beispielsweise die Diskriminierungserfahrungen und die inadäquate Versorgung 

geflüchteter Personen in Frankreich. Maria De Angelis (De Angelis 2020) rekonstruiert unter 

Anwendung einer kritischen, foucaultschen Heuristik die Erfahrungen geflüchteter Frauen in 

UK Immigration Removal Centres, während Hannah Haycox (2023) untersucht, wie syrische 

Flüchtlinge das Vulnerable Persons Resettlement Scheme erleben und arbeitet dabei die für 

die Betroffenen negativen Folgen sozialstaatlicher Reformen (Leistungskürzungen und –

limits samt „Two-Child Limit“) heraus (Haycox 2023, S. 79). Die repressiven sozialpolitischen 

Politiken, die in Italien und Schweden zur Anwendung kommen, stehen im Zentrum des 

Aufsatzes von Enrico Giansanti et al. (2022), wobei die Autor*innen auch folgenschwere 

diskriminierende Praktiken bei der Wohnraumversorgung feststellen. Anita Aigner (2019) 

wiederum arbeitet die Zugangsschwierigkeiten geflüchteter Personen zu Wiener 

Sozialwohnungen heraus. Last but not least zeigen Oudshoorn et al. (2020), dass 

geflüchtete Personen, auch und gerade Familien, einem hohen Risiko ausgesetzt sind, 

wohnungslos zu werden, nachdem sie die Notunterkunft verlassen; ein Grund dafür sind auch 

bürokratische Unwägbarkeiten („bureaucratic mire“) (Oudshoorn et al. (2020, S. 199). 

 

 

 

4.3. SOZIALPOLITISCHE MASSNAHMEN ZUM WOHNEN IM 
ALTER ODER MIT KÖRPERLICHEN ODER GEISTIGEN 
BEHINDERUNGEN 

Zuletzt soll noch ein kurzer Blick auf die sozialpolitischen Maßnahmen zum Wohnen im Alter 

oder mit Personen mit gesetzlich anerkannten chronischen Erkrankungen und/oder 

Behinderung geworfen werden. Hierbei fällt auf, dass es eine umfangreiche Literatur zur 

Langzeitpflege gibt, was kaum verwundert, da es im Zuge des demografischen Wandels zu 

einer starken Zunahme an Seniorenhaushalten kommt (Müller 2018, S. 181). Die Literatur 

unterscheidet dabei u. a. unterschiedliche Formen dessen, wie Pflege organisiert wird – zu 

Hause (durch Familienangehörige, ambulante Pflegedienste oder 24-h-Betreuung, oftmals 

durch ausländische Pflegekräfte) und Pflege in stationären Einrichtungen – was wiederum 

Auswirkungen auf die Qualität und Kosten hat (Ehrlich und Kelle 2019, Feng 2019, Roland et 

al. 2022, Schobin 2020). Die meisten Menschen wünschen sich, im privaten Umfeld (der 

eigenen Wohnung) gepflegt zu werden, was in der Literatur unter dem Stichwort ‚ageing in 

the right place‘ verhandelt wird (Hoh et al. 2021, Narushima und Kawabata 2020). Der Bezug 

zur Sozialpolitik ist dabei vielseitig, da Langzeitpflege im eigenen Wohnraum nur dann 
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möglich ist, wenn dieser barrierefrei ist und auch Fachpersonal und medizinische Versorgung 

vorhanden sind (Kim et al. 2023). Allerdings fehlen allein in Deutschland ca. zwei Millionen 

altersgerechte Wohnungen (Deschermeier 2023). Auch und gerade in strukturschwachen 

ländlichen Räumen fehlen solche Wohnungen sowie gesundheitliche Versorgung im 

Allgemeinen (Laufenberg 2018, Auschra et al. 2019, Hämel und Wolter 2020). Letztlich fehlt 

in der Literatur eine Auseinandersetzung mit dem Umgang mit wohnungslosen und 

benachteiligten Personen, auf die Pflegeeinrichtungen nicht eingestellt sind und die diese 

daher unter Umständen als Patient*innen ablehnen. 

 

 

5 Fazit: Thesen zu Forschungslücken und 
mögliche Forschungsagenden 

In einem Versuch, diesen kursorischen Literaturüberblick möglichst knapp und pointiert 

zusammenzufassen und gleichzeitig auch Forschungslücken zu identifizieren, möchte ich an 

dieser Stelle mit einigen Thesen und möglichen Forschungsfragen schließen. 

 

These 1: Wohnen ist das Herzstück des Wohlfahrtsstaates, da ohne angemessenes 

Wohnen existenzielle Bedürfnisse und soziale Teilhabe nicht gewährleistet werden 

können. Die auf Sozialpolitik fokussierte Literatur spiegelt dies jedoch nicht adäquat wider – 

es besteht Nachholbedarf, auch und gerade da Wohnungspolitik ein Comeback aufgrund der 

„Rückkehr von Wohnungsnotlagen“ erlebt (Grohs und Zabler 2021, S. 37). In den gesichteten 

Zeitschriften mit sozialpolitischen Schwerpunkten finden sich zwar zahlreiche Aufsätze zu 

Sozialpolitik und Wohlfahrtsregimen – oftmals mit Bezug auf das stark auf Erwerbstätigkeit 

und Sozialversicherung fokussierte Werk von Gøsta Esping-Andersen –, aber Wohnen und 

Wohnungspolitik rücken dabei nur sporadisch in den Fokus. Während in englischsprachigen 

Lehr- und Handbüchern das Thema zumindest in einem Kapitel gewürdigt wird (Bland et al. 

2022, Ellison 2020), finden sich keine eigenständigen Kapitel zum Thema Wohnen und 

Wohnungspolitik in wichtigen deutschsprachigen Referenzwerken (Althammer et al. 2021, 

Bäcker et al. 2020, Dallinger 2016, Obinger und Schmidt 2019, Schmid 2010). 

 

These 2: Moderne Demokratien zeichnen sich durch eigenständige ‚housing regimes‘ 

aus, die aber nicht deckungsgleich mit den jeweiligen Wohlfahrtsstaatsregimen sind.  

Obgleich es erste Versuche gibt, ‚welfare‘ und ‚housing regimes‘ systematisch miteinander 

zu verknüpfen, bedarf es der Entwicklungen einer grundsätzlichen Heuristik, die die 

idealtypischen Charakteristika unterschiedlicher Länder identifiziert und damit nicht nur eine 

Klassifizierung, sondern auch die Herleitung von Thesen zur historischen Entstehung, 

institutionellen Entwicklung und der gesellschaftlichen (stratifizierenden) Wirkung der 

unterschiedlichen ‚housing regimes‘ ermöglicht.25 Die in dieser Expertise vorgeschlagene 

Dreiteilung könnte als ein erster solcher Schritt dienen, da diese über den sonst üblichen 

Fokus auf Sozialwohnungen und Sozialleistungen hinausgeht. 

 

These 3: Kaum ein Thema wird im Bundestag so kontrovers diskutiert wie der Umgang 

mit der Wohnraumversorgung und der Regulierung der Wohnungsmärkte. Daran wird 

sich auch in den nächsten Jahrzehnten kaum etwas ändern. Obgleich der Bund wichtige 

Weichen stellen kann, ist es aber vor allem Aufgabe der Kommunen, Bürger*innen mit 

angemessenem Wohnraum zu versorgen. Es wird daher ein Bedarf für 

 

25 Bereits 1987 bezeichnete Ulf Torgersen Housing als den „wobbly pillar“ des Wohlfahrtsstaates und dennoch 

blieb Wohnungspolitik in der sozialpolitischen Forschung kaum beachtet (Torgersen 1987). 
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sozialwissenschaftliche Studien identifiziert, die untersuchen, wie gerade auf lokaler Ebene26 

politische Entscheidungen zur Wohnraumproduktion und Wohnraumunter- und -ungleich-

versorgung führen und damit zu Polarisierung, Segregation und Diskriminierung beitragen 

oder diese erst ermöglichen. Schon Bourdieu unterstrich hierbei, dass Wohnungspolitik als 

eine „doppelte soziale Konstruktion“ zu verstehen sei, denn die Politik regelt den Markt (und 

damit die Wohnraum produzierenden Akteur*innen) und gleichzeitig beeinflusst sie auch die 

Dispositionen und Handlungsmöglichkeiten der potenziellen Käufer*innen bzw. Mieter*innen 

(zitiert in Wacquant 2008, 202, meine Übersetzung). Armut, Ungleichheit und Prekarisierung 

sind somit das Resultat politischer Entscheidungen – und nicht ‚willkürliche‘ Ergebnisse von 

Marktgeschehen – die dann wiederum reaktiv mit sozialpolitischen Korrekturen, wie 

beispielsweise Wohngeld(-Erhöhungen) bearbeitet (und über Steuergelder finanziert) werden 

müssen. An der Schnittstelle von Wohnungs- und Sozialpolitik zeigt sich also weiterhin eine 

deutliche Konfliktlinie zwischen denjenigen, die Wohnen als Sozialgut verstehen sowie 

denjenigen, die es als Wirtschaftsgut auffassen (Knabe 2016, S. 15). 

 

These 4: Auch die Schnittstelle von Wohnungs- und Sozialpolitik ist „jenseits von Gut 

und Böse“ (Lessenich 2012). In seinem einflussreichen Werk unterstreicht Stephan 

Lessenich, dass der Sozialstaat nicht nur „Gutes“ tut, indem er die durch die Marktwirtschaft 

hervorgebrachten Verwerfungen abfedert und soziale Risiken absichert. Durch sein politisch 

hervorgebrachtes (und stets umstrittenes) Wirken zieht er auch (ausschließende) Grenzen 

(der Solidarität) und (re-)produziert gesellschaftliche Ungleichheiten, indem er Zugänge 

strukturiert, Leistungen staffelt und Pflichten kontrolliert (Lessenich 2019). Trotz der 

Zentralität des Wohnens für soziale Sicherung und Teilhabe findet sich in der 

sozialwissenschaftlichen Forschung aber kaum (und vor allem nur selten kritische) Forschung 

über die gesetzlichen Grundlagen, Alltagspraxen der öffentlichen Verwaltung und sozialen 

Folgen staatlicher Interventionsformen an der Schnittstelle von Wohnungs- und Sozialpolitik. 

Während Pagels (2022) auf die Fehlbarkeit der sozialstaatlichen Umsetzung eingeht, 

unternahmen Weishaupt et al. (2023) jüngst einen ersten soziologischen und dezidiert 

praxeologischen Schritt zur Konzeptualisierung von Wohnungsnotfällen und prekärem 

Wohnen im Kontext eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) finanzierten 

Projekts. Dennoch fehlen zweifelsohne weitere, auch und gerade international vergleichende 

Studien, um diese eklatante Forschungslücke an der Schnittstelle von Wohnungs- und 

Sozialpolitik zu füllen. In dieser Forschungslinie kann neben der Soziologie auch die Politik- 

bzw. Verwaltungswissenschaft, beispielsweise durch die Anwendung des Street-Level-

Bureaucracy-Ansatzes (SLB, Lipsky 1980), einen wichtigen Beitrag leisten und einen 

(kritischen) Blick auf die Umsetzungspraktiken bei der Vergabe von 

Wohnberechtigungsscheinen, der Übernahme der Kosten der Unterkunft oder der 

Antragsstellung von Wohngeld werfen. 

 

These 5: Trotz Anti-Diskriminierungsgesetzgebung werden bestimmte Personen oder 

Personengruppen systematisch auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt – mit 

schwerwiegenden sozialen Folgen. Neben eher qualitativ ausgerichteten Studien zu den 

Praktiken der Wohnraumversorgung bedarf es auch groß angelegter quantitativer Studien 

darüber, wie Ungleichheiten auf dem Wohnungsmarkt beispielsweise durch ‚negative Signale‘ 

(prekäre Beschäftigungsverhältnisse, Schufa-Einträge, Leistungsbezug, 

Migrationshintergrund, Aufenthaltsstatus etc.) produziert werden. Dabei kann auf einige 

 

26 Gerade im deutschen Kontext bieten sich hier auch Untersuchungen auf Länderebene an, da es hier in jüngerer 

Vergangenheit interessante Entwicklungen hinsichtlich der Vermeidung bzw. Bekämpfung von prekären 

Quartieren gab. 
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wenige bereits veröffentlichte Studien aufgebaut werden (Horr et al. 2018, Auspurg et al. 

2019, Hinz und Auspurg 2017).27 
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